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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin Böhm, Richard 
Graupner, Prof. Dr. Ingo Hahn, Markus Walbrunn, Rene Dierkes, Dieter Arnold und 
Fraktion (AfD) 

Neutralität der Justiz stärken – Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften 
abschaffen!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, bei der Justizministerkonferenz die vollständige 
Abschaffung der Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften anzuregen und vo-
ranzutreiben.  

Alternativ wird die Staatsregierung dazu aufgefordert, auf eine Änderung des Gerichts-
verfassungsgesetzes (GVG) hinzuwirken, sodass Weisungen an Staatsanwaltschaften 
schriftlich vorzunehmen sind und dokumentiert werden müssen. 

 

 

Begründung: 

In Deutschland besitzen der Bundesminister der Justiz sowie die Staatsminister der 
Justiz der Länder die Möglichkeit in Einzelfällen Weisungen an unterstellte Staatsan-
waltschaften zu erteilen. Diese Ausgestaltung der Strafverfolgung ist in der europäi-
schen Justizlandschaft eine Ausnahme und seit Jahren Gegenstand heftiger kritischer 
Auseinandersetzungen. Die Kernkritik, wie sie auch vom Deutschen Richterbund (DRB) 
vertreten wird, liegt in der potenziellen Gefahr einer politischen Einflussnahme, die das 
Vertrauen in eine objektive und unvoreingenommene Justizarbeit unterminieren kann. 

Dies führte bereits zu der Problematik, dass europäische Haftbefehle, welche von deut-
schen Staatsanwaltschaften ausgestellt wurden, auf Europäischer Ebene nicht aner-
kannt wurden. 

Als Reaktion auf Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs und den daraus re-
sultierenden Forderungen nach mehr Unabhängigkeit der Justiz, legte das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz 2021 einen Entwurf vor, der eine Ein-
schränkung des Weisungsrechts anstrebt. Trotz dieser vergangenen Bemühungen und 
der Ankündigung im (aktuellen) Koalitionsvertrag der Ampelkoalition, das Weisungs-
recht entsprechend anzupassen, bleibt ein konkreter Zeitplan für die Umsetzung aus. 

Die Kritik des DRB, dass das Thema seit geraumer Zeit nicht mit der notwendigen Ent-
schlossenheit vorangetrieben wird, verschärft die Dringlichkeit der Thematik. In einem 
Europa, in dem die Unabhängigkeit der Justiz mehr denn je unter dem Druck politischer 
Kräfte steht, ist eine klare und unmissverständliche Regelung des Weisungsrechts von 
essenzieller Bedeutung für die Gewährleistung einer unabhängigen Rechtsprechung. 

Daher ist eine Reform des Weisungsrechts nicht nur eine rechtliche Notwendigkeit, son-
dern vielmehr ein fundamentales Anliegen für die Vertrauenswürdigkeit staatlicher In-
stitutionen in einer demokratischen Gesellschaft. 
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Dass eine Reform möglich und sinnvoll ist, zeigt zum Beispiel Italien: 

Im Jahr 1989 wurde in Italien eine umfangreiche Reform des Justizsystems gestartet, 
die darauf zurückging, dass zahlreiche Politiker wegen Korruption angeklagt wurden. 
Es wurde deutlich, dass die Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften zu politi-
scher Einflussnahme und Korruption beigetragen hatte. Die Abschaffung der Weisungs-
gebundenheit sollte daher die Unabhängigkeit der Justiz stärken und politische Ein-
flussnahme auf die Arbeit der Staatsanwaltschaften verhindern. 

In den letzten Jahren ist das Vertrauen in die Politik und insbesondere in die Justiz in 
Deutschland stark gesunken. Es gibt zahlreiche Gründe dafür, die von Vetternwirtschaft 
bei der Beschaffung von Schutzmasken bis hin zu zumindest teilweise verfassungswid-
rigen Coronamaßnahmen reichen, die zu hohen Bußgeldern geführt haben. 

Zudem kommt immer häufiger der Verdacht auf, dass der Einsatz der Exekutive als 
einschüchterndes Machtinstrument zur Bekämpfung der politischen Opposition dient. 
Diese und weitere Entwicklungen haben zu einem Vertrauensverlust der Bevölkerung 
in die politischen Entscheidungsträger und justiziellen Institutionen geführt. 

Die Sicherstellung einer von politischer Einflussnahme geschützten und unabhängigen 
Justiz ist von grundlegender Bedeutung nicht nur für die Funktionsfähigkeit eines 
Rechtsstaates, sondern auch für all jene Bürger, die sich auf diese Unabhängigkeit ver-
lassen und auf der Suche nach Recht und Gerechtigkeit sind. Die Unabhängigkeit und 
Neutralität der Justiz sollte daher nicht nur durch die verfassungsrechtlich garantierte 
Unabhängigkeit der Richter gewährleistet sein, sondern bereits bei einer unabhängig 
ermittelnden Staatsanwaltschaft beginnen. 

Der mögliche Einfluss auf Einzelverfahren und die gesetzesgebundene Tätigkeit der 
Staatsanwaltschaften ist nicht nur hinsichtlich des Legalitätsprinzips äußerst problema-
tisch, sondern kann auch dazu beitragen, die Neutralität der Justiz im Allgemeinen in-
frage zu stellen und zu untergraben. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Ent-
scheidungen von Staatsanwaltschaften ausschließlich auf Grundlage von Gesetzen 
und Beweisen getroffen werden und die politische Einflussnahme möglichst ausge-
schlossen ist. Daher ist die Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften aufzuhe-
ben und darauf zu achten, dass Staatsanwaltschaften nicht länger dem Justizministe-
rium gegenüber berichtspflichtig sind. Andernfalls könnte das Vertrauen in die Unab-
hängigkeit und Integrität der Justiz weiter sinken und damit einen wesentlichen Be-
standteil unseres demokratischen und rechtsstaatlichen Systems belasten. 

 



schlag, direkt vor der Tür des Hohen Hauses. Finden Sie das in Ordnung? Hat sich 
hier die bayerische Politik des Schutzes des sicheren Freistaats bewährt, oder ist 
dies nicht ein Generalversagen auch Ihrer Politik vor dem linken Extremismus hier 
in Bayern?

(Beifall bei der AfD)

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Schauen Sie, auch das ist Manipulation und 
Propaganda. Wir alle wissen, dass es eine hundertprozentige Sicherheit nicht gibt. 
Diese wird keine Staatsgewalt dieser Welt herstellen können. Das heißt aber nicht, 
dass die bayerische Polizei und die Nachrichtendienste nicht alles unternehmen 
würden, um entsprechende Angriffe gegen den Rechtsstaat, die Wirtschaft und die 
Sektoren zu verhindern. Darauf abzuzielen, einen Punkt herauszuholen und damit 
die Arbeit zu diskreditieren, ist genau der Stil von Manipulation.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Böhm (AfD))

– Sie machen es gerade deutlich. Deswegen, meine Damen und Herren: Folgen 
Sie den rechtsstaatlichen Parteien – ich sage dies den Zuschauern zu Hause –, 
egal, aus welchem Spektrum in diesem Hause. Folgen Sie aber den rechtsstaatli-
chen Parteien! Damit tun Sie dem Rechtsstaat und Ihren Persönlichkeitsrechten 
einen großen Gefallen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD – 
Zuruf: Bravo!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Wei-
gert. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Für die SPD-Fraktion gibt es 
keine weitere Redezeit mehr. Diese ist bereits aufgebraucht.

(Zuruf: Oh!)

Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über 
den Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksache 19/1814. Die namentli-
che Abstimmung findet in elektronischer Form statt. Verwenden Sie bitte Ihr Ab-
stimmgerät. Die Abstimmungszeit beträgt drei Minuten. Die Abstimmung ist jetzt 
freigegeben.

(Namentliche Abstimmung von 17:56 bis 17:59 Uhr)

Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben? – Das ist offensichtlich der Fall. 
Dann schließe ich die Abstimmung. Das Ergebnis wird nun außerhalb des Plenar-
saals ermittelt und in Kürze bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 17:59 bis 18:03 Uhr)

Ich gebe jetzt noch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlich-
keitsantrag der AfD-Fraktion betreffend "Schutz bayerischer Infrastruktur vor links-
extremistischen Angriffen" auf Drucksache 19/1814 bekannt. Mit Ja haben 29 Ab-
geordnete gestimmt. Mit Nein haben 118 gestimmt. Stimmenthaltungen: keine. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/1815 mit 19/1817 werden im 
Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen. Damit ist die Sitzung geschlossen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Drs. 19/1817 

Neutralität der Justiz stärken - Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaf-
ten abschaffen!  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Martin Scharf 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 9. Sitzung 
am 16. Mai 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU 

und AfD. Gegenstimmen? – Es liegen keine vor. Stimmenthaltungen? – Ebenso nicht. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, gebe ich bekannt, dass der Ausschuss für 

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration in seiner Sitzung vom 

20. Juni 2024 die Anträge auf Aufhebung der Immunität von zwei Mitgliedern des 

Landtages beraten und in beiden Fällen die Aufhebung der Immunität befürwortet hat. 

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Ich lasse zunächst über die Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 

und Integration auf der Drucksache 19/2667 abstimmen.

Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 

– Die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN. Ge-

genstimmen! – Bei der AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Es liegen keine vor. Die 

Immunität ist aufgehoben.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des federführenden 

Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf Drucksa-

che 19/2668.
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Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.

(Unruhe)

– Das ist die zweite Aufhebung der Immunität. Darüber wird getrennt abgestimmt. Es 

handelt sich um die Drucksache 19/2668. Wer ist dafür? – BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER und CSU. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. 

– AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Liegen nicht vor. Die Immunität ist in dieser 

Sache ebenfalls aufgehoben.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Auf der Ehrentribüne möchte ich die Präsidentin 

des Bayerischen Obersten Rechnungshofes, Frau Piwernetz, begrüßen, die den Bera-

tungen zum Antrag des ORH auf Entlastung aufgrund des Beitrags zur Haushaltsrech-

nung 2022 für den Einzelplan 11 beiwohnt. – Ich freue mich, dass Sie hier sind, herz-

lich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 
Martin Böhm, Richard Graupner, Prof. Dr. Ingo Hahn, Markus Walbrunn, Rene 
Dierkes, Dieter Arnold und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/1817, 19/2612 

Neutralität der Justiz stärken – Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften 
abschaffen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Rene Dierkes
Abg. Martin Stock
Abg. Markus Striedl
Abg. Toni Schuberl
Abg. Martin Scharf
Abg. Horst Arnold



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 

Martin Böhm u. a. und Fraktion (AfD)

Neutralität der Justiz stärken - Weisungsgebundenheit von 

Staatsanwaltschaften abschaffen! (Drs. 19/1817)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Frak-

tion. – Der erste Redner ist der Abgeordnete Dierkes von der AfD-Fraktion. Bitte 

schön.

(Beifall bei der AfD)

Rene Dierkes (AfD): Herr Vizepräsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 

Sie alle zunächst auf ein kleines Gedankenexperiment, nämlich ein Was-wäre-wenn-

Szenario, einladen. Stellen wir uns eine perfekte Welt vor, nämlich eine, in der die AfD 

den Justizminister stellt und damit den obersten Dienstherrn der Staatsanwaltschaft. 

Stellen wir uns vor, dieser blaue Justizminister würde hinsichtlich der Weisungsgebun-

denheit der Staatsanwaltschaft genauso vorgehen, wie es bislang geschieht. Was 

wäre in so einem Szenario, wenn zum Beispiel eine Bundestagsabgeordnete der 

CSU, Dorothee Bär, wie am 2. Februar 2018 geschehen, folgenden Text twittern 

würde – ich zitiere –: "Alles für Deutschland#irgendeinentodmussmansterben" oder 

wenn eine Claudia Roth fröhlich lachend hinter einem "Deutschland verrecke"-Plakat 

marschieren würde oder wenn ein Marco Wanderwitz von der CDU die Auslöschung 

der AfD fordern würde oder wenn eine Jutta Boden von den GRÜNEN nach einer Al-

koholfahrt gleich zweimal vorsätzlich den Hitlergruß zeigen würde oder wenn Abgeord-

nete eines deutschen Parlamentes einem Redner den Rücken zukehren würden, wie 

es einst die Nationalsozialisten taten, und damit womöglich verfassungswidrige Kenn-

zeichen verwenden würden?
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Diese Liste könnte man noch ewig fortsetzen. Was also wäre, wenn die AfD in diesem 

Fall das Justizministerium stellen würde und damit auch Einfluss auf die Staatsanwalt-

schaft ausüben könnte? Die Folge wäre ganz einfach: Die Immunität der genannten 

Personen würden aufgehoben werden. Es würde Ermittlungsverfahren hageln, Haus-

durchsuchungen würden folgen und Strafbefehle beantragt. Dann kann man noch von 

Glück reden, wenn nicht gleichzeitig die Aberkennung des passiven Wahlrechts bean-

tragt wird.

Ich hoffe, Sie merken anhand meiner Beispiele, dass es einen Trend gibt, dass in un-

serer Justiz insbesondere bei Aussagedelikten, die interpretationsfähig und damit 

missbrauchsanfällig für politischen Einfluss sind, nicht mehr maßgeblich ist, was ge-

sagt wird, sondern wer es sagt, insbesondere welcher Partei derjenige angehört.

(Beifall bei der AfD)

Die Unabhängigkeit der Justiz aus Artikel 97 des Grundgesetzes und die Abwehrrech-

te der Bürger gegen den Staat werden damit vollständig torpediert und im Zuge des-

sen auch die Möglichkeit, sich als echte Opposition zu betätigen. Die Weisungsgebun-

denheit der Staatsanwaltschaft, die es übrigens schon im Dritten Reich gab und die da 

natürlich auch ausgenutzt wurde, um politische Gegner zu verfolgen, ist im euro-

päischen Vergleich einmalig. Das führt unter anderem dazu, dass deutsche Staatsan-

waltschaften keine europäischen Haftbefehle ausstellen können, weil der Europäische 

Gerichtshof bereits vor fünf Jahren entschieden hat, dass die Staatsanwaltschaft nicht 

neutral ist, weil Einfluss Dritter in der Theorie möglich ist. Dieser Rechtsumstand 

wurde bis heute nicht beseitigt. Deswegen würde es mich nicht wundern, wenn die 

EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik einleiten 

würde. Eine Regierung, die keine Scheu mehr hat, gegen die Opposition mit allerlei 

Willkür vorzugehen!

Wir brauchen daher dringend eine Reform. Wieso soll diese Initiative denn nicht von 

Bayern ausgehen, wenn schon der Bund untätig bleibt? Dazu komme ich später noch. 
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Dass eine solche Reform möglich ist, haben die Italiener bewiesen. Im Jahre 1989 

haben diese eine Entpolitisierung der Justiz und insbesondere der Staatsanwaltschaf-

ten durchgesetzt. Dadurch wurden zahlreiche zuvor verschonte Politiker wegen Kor-

ruption und Vetternwirtschaft angeklagt. Als Reaktion auf die Entscheidungen des 

Europäischen Gerichtshofs und auch des Deutschen Richterbundes, der übrigens wie 

wir eine Abschaffung der Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaft fordert, hat 

das Bundesministerium der Justiz 2021 einen Entwurf vorgelegt, der eine Einschrän-

kung bzw. Transparentmachung des Weisungsrechts anstrebt.

Trotz der großspurigen Ankündigung im aktuellen Koalitionsvertrag der Ampel bleibt 

ein konkreter Zeitplan für die Umsetzung aus. Zu Recht kritisiert daher der Deutsche 

Richterbund, dass dieses Thema nicht mit aller Entschlossenheit vorangetrieben wird. 

Auch die EU-Kommission moniert, dass Deutschland bislang keine Anstrengungen 

unternommen hat. Wir fordern daher wie der Deutsche Richterbund eine Abschaffung 

des Weisungsrechts, und zwar deshalb, weil die Justizminister in der Praxis zwar nur 

sehr selten selbst die Weisungen erteilen, allerdings ein gewisser Karrieredruck dazu 

führt, dass Staatsanwälte ihrem Dienstherrn politisch gefallen wollen und daher Angst 

vor Repressalien oder vor einem Karrierenachteil haben, wenn sie nicht im Sinne des 

politischen Mainstreams agieren. Deswegen ist die Weisungsgebundenheit vollkom-

men abzuschaffen, wie es auch der Richterbund fordert. Alternativ fordern wir, dass 

die Reform umgesetzt wird und Weisungen dementsprechend verschriftlicht und be-

gründet werden.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner für die CSU-Fraktion ist 

Martin Stock. Bitte schön.

Martin Stock (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, verehrte Gäste auf der Besuchertribüne! Es ist zwar nicht der 2. Februar, und es 

gibt weiß Gott in unserem Land weit wichtigere Probleme, dennoch heißt es heute 
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wieder: "Und täglich grüßt das Murmeltier". Der hier aufgerufene Antrag der AfD wurde 

inhaltsgleich bereits vor über einem Jahr, im März 2023, gestellt und mit Beschluss 

des Landtags vom 18. April letzten Jahres abgelehnt. Da aber die Forderung zur Ab-

schaffung der Weisungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften in der Vergangenheit 

bereits auch von verschiedenen anderen Fraktionen im Ergebnis erfolglos gestellt 

wurde, lassen Sie es mich gleich zu Beginn unterstreichen und auch beruhigen: Es 

besteht hier keinerlei Änderungsbedarf. Unsere Justiz war, ist und bleibt neutral. Das 

ist nicht zuletzt auch ein Verdienst der tagtäglich hervorragenden Arbeit der in den ver-

schiedenen Justizbehörden Beschäftigten, denen ich hiermit ausdrücklich meinen gro-

ßen Respekt, Dank und Anerkennung aussprechen möchte.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Anträge wie der heutige ebenso wie die in der Vergangenheit bereits gestellten zeich-

nen ein völliges Zerrbild der tatsächlichen Situation in der bayerischen Justiz und ver-

kennen die Lebenswirklichkeit. Mit Ihrem Antrag "Neutralität der Justiz stärken – Wei-

sungsgebundenheit von Staatsanwaltschaften abschaffen!" spielen Sie ein übles 

Spiel, indem Sie der Justiz implizit vorwerfen, politischer Spielball und verlängerter 

Arm eines Justizministers zu sein. Sie untergraben damit die Autorität unserer Justiz 

und beschädigen so leichtfertig das hohe Vertrauen, das die Bürgerinnen und Bürger 

zu Recht in die bayerische Justiz haben dürfen. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

dürfen wir uns nicht bieten lassen und verdient vehemente Gegenrede. Wir können 

sehr stolz auf die auch im Bundesvergleich hoch anerkannte Arbeit unserer Justizbe-

hörden sein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Lassen Sie es sich von jemandem sagen, der selbst über zehn Jahre hinweg als 

Staatsanwalt, Amts- und Landrichter in der bayerischen Justiz tätig sein durfte. Die 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte fühlen sich frei. Sie arbeiten objektiv, verspüren 

keinen Karrieredruck hinsichtlich einer Einleitung eines Ermittlungsverfahrens oder 
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einer bestimmten Richtung, und sie arbeiten politisch völlig unabhängig. Dass es in 

den letzten zehn Jahren zu keiner einzigen Weisung kam, belegt doch, wie selten von 

diesem Recht überhaupt Gebrauch gemacht wird. Auch wenn es schon wiederholt er-

klärt wurde – die Hoffnung stirbt ja bekanntlich zuletzt, dass es der eine oder andere 

vielleicht jetzt verstehen wird –: Das ohnehin bundesgesetzlich in § 147 GVG vorge-

schriebene externe Weisungsrecht des Justizministers ist gesetzgeberischer Ausfluss 

des in Artikel 20 des Grundgesetzes verfassungsrechtlich festgeschriebenen Demo-

kratieprinzips.Nach dem Demokratieprinzip verbietet sich nach ständiger Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts ein weisungsfreier Raum innerhalb der Exeku-

tive. Um das noch mal klarzustellen, weil immer von der Unabhängigkeit der Justiz 

gesprochen wird: Unsere Gerichte sind nach dem Grundgesetz und auch nach der 

Bayerischen Verfassung als Judikative und dritte Gewalt im Staatsaufbau selbstver-

ständlich davon ausgenommen und in der Tat weisungsfrei und unabhängig.

Die Staatsanwaltschaften gehören aber gerade nicht zur Judikative, sondern sind Teil 

der Exekutive. Demgemäß bedarf es auch hier einer demokratischen Legitimation für 

die seitens der Staatsanwaltschaften ausgeübte staatliche Hoheitsgewalt. Es muss 

also zumindest die Möglichkeit geben, die Exekutive auch in diesem wichtigen, ein-

griffsintensiven Bereich einer parlamentarischen Kontrolle zu unterziehen, was einer 

Befugnis des Ressortministers bedarf, in engen Grenzen auch gegebenenfalls einzel-

bezogene Weisungen zu erteilen.

Dieser Möglichkeit bedarf es schon deswegen, da andernfalls ein Justizminister, der 

ohne Einfluss auf die Amtsführung der Staatsanwaltschaften wäre, schlichtweg hierfür 

im Einzelfall auch nicht die parlamentarische Verantwortung, etwa hier bei uns im 

Landtag, übernehmen könnte. Zudem wird – lassen Sie mich das als letzten Punkt 

noch erwähnen – von der Möglichkeit einer Weisungserteilung ohnehin praktisch so 

gut wie kein Gebrauch gemacht; wir halten uns hier also eher im Bereich der Rechts-

theorie auf.
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Das führt mich dann wieder zur Ausgangsfrage, liebe Kolleginnen und Kollegen, ob es 

nicht noch ein paar wichtigere Themen gibt, über die wir hier reden sollten, anstelle 

zum wiederholten Mal über die Abschaffung eines Weisungsrechts zu diskutieren, 

das, wie ausgeführt, seinen notwendigen Platz in unserem Staats- und Behördenauf-

bau hat. Zumal eine Weisung – wenn sie denn einmal erteilt wird – ohnehin nur in 

engen Grenzen möglich wäre, da sie frei von sachfremden Erwägungen zu sein und 

nur objektiven Erfordernissen zu entsprechen hat; denn auch für die vielen Landesjus-

tizverwaltungen gilt selbstverständlich das Legalitätsprinzip, wonach die Staatsanwalt-

schaft verpflichtet ist, sofern nur zureichende tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, 

wegen aller verfolgbarer Straftaten einzuschreiten; und zwar unabhängig von einer ex-

ternen Weisung.

Externe Weisungen dienen folglich in erster Linie dazu, eine sachgerechte Handha-

bung der strafprozessualen und strafrechtlichen Vorschriften und damit eine einheitli-

che Strafrechtspflege zu gewährleisten. Das gern gezeichnete und auch jetzt wieder 

angeführte Schreckgespenst einer einzelfallbezogenen politischen Weisung seitens 

eines Justizministers existiert nicht; denn eine solche Weisung wäre bereits nach gel-

tendem Recht unzulässig. Das Verhalten eines Justizministers wird nicht nur durch die 

Beobachtung seitens der Medien, der Öffentlichkeit und der Opposition kritisch ge-

prüft. Letztlich kann auch jeder Abgeordneter, jede Abgeordnete eine Anfrage stellen, 

ob in einem konkreten Ermittlungsverfahren eine Weisung erteilt worden ist, und somit 

den vermeintlich bösen Schein entkräften.

Ein Reformbedarf, was die grundsätzliche Existenz dieses Weisungsrechts betrifft, 

kann hier also beim besten Willen nicht erkannt werden. Das System ist transparent, 

und es hat sich auch bewährt.

Es ist ja auch im Gegenteil paradoxerweise sogar so, dass in Einzelfällen seitens der 

Öffentlichkeit immer wieder die Forderung erhoben wird, der Justizminister möge sein 

Weisungsrecht ausüben, um etwa ein Wiederaufnahmeverfahren anzuordnen. Die 

Vergangenheit hat jedoch gezeigt, dass hinsichtlich dieser Möglichkeit bereits eine 

Protokollauszug
26. Plenum, 17.07.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 6



hohe Sensibilität besteht und die von manchen aus mehr oder weniger durchsichtigen 

Gründen gern gezeichnete Gefahr einer politischen Einflussnahme nicht vorhanden 

ist.

Da durch das Bundesministerium der Justiz seit diesem Frühjahr bereits ein Referen-

tenentwurf vorliegt, wonach künftig nochmals ausdrücklich als formale Vorgabe klarge-

stellt ist, dass Weisungen im Regelfall in Textform und mit einer Begründung zu erge-

hen haben, hat sich im Hinblick auch darauf dieser heutige Antrag zudem überholt, 

sodass zu hoffen bleibt, dass er nun der letzte seiner Art gewesen sein wird. Der An-

trag ist abzulehnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegt noch eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung vom Abgeordneten Markus Striedl von der AfD-Fraktion vor.

Markus Striedl (AfD): Herr Kollege Stock, vielen Dank. Ich hätte noch zwei Nachfra-

gen.

Erstens.: Wie erklären Sie sich, dass Deutschland das einzige Land ist, meines Wis-

sens zumindest, das keinen europäischen Haftbefehl anordnen kann?

Punkt zwei: Wie erklären Sie sich die Forderung des Deutschen Richterbundes?

Martin Stock (CSU): Punkt eins habe ich schon erwähnt: Das Weisungsrecht ist Aus-

fluss unserer Verfassung. Das muss einfach akzeptiert werden. Auch eine Verfassung 

könnte man natürlich ändern, aber es gibt gute Gründe, wie ich gerade erwähnt habe, 

in Form des Demokratieprinzips, dies nicht zu tun. Das Weisungsrecht ist Ausfluss der 

Verfassung, und im Übrigen hat auch die Parlamentarische Versammlung des Europa-

rats bestätigt, dass in Deutschland eine hohe Sensibilität besteht, dass es also keine 

wie auch immer geartete Einflussnahme politischer Art gibt, was ja auch das Beispiel 

hier zeigt, dass wir in den letzten Jahren nie eine solche Weisung benötigt haben.
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Letztendlich bleibt es dabei: Das Weisungsrecht sollte erhalten bleiben. Wir machen 

davon sensibel Gebrauch, und damit haben sich auch alle Gedankenspiele über "Was 

wäre, wenn…?" erübrigt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Toni 

Schuberl für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Für uns 

GRÜNE ist das Weisungsrecht der Staatsanwaltschaft eine zweischneidige Sache. 

Die Staatsanwaltschaft ist natürlich Teil der Justiz, aber auch Teil der Exekutive. Es ist 

klar, dass sie als Teil der Justiz nicht völlig weisungsabhängig, ohne jegliche Kontrolle 

und Transparenz, von einem Minister sein darf, der ja aus der Politik kommt. Anderer-

seits brauchen wir natürlich die Verantwortlichkeit der Staatsanwaltschaft als Teil der 

Exekutive gegenüber einem demokratisch legitimierten Organ, nämlich in diesem Fall 

dem Landtag. Wie kann der Landtag, auch als politisches Gremium, überhaupt Ein-

fluss auf das Handeln der Staatsanwaltschaft als Teil der Exekutive nehmen? – Über 

die Verantwortlichkeit des Justizministers. Der Justizminister ist nur dann verantwort-

lich für die Staatsanwaltschaft, wenn er auch irgendwie Einfluss auf sie nehmen kann.

Das heißt, wir haben hier eine Situation, in der es durchaus Reformbedarf gibt, die 

man aber nicht einfach so lösen kann, indem man sagt: Ja, dann schafft man das halt 

ab. – So einfach ist es eben nicht.

Die Bundesregierung hat hier einen ersten Schritt getan, was wir sehr begrüßen. Sie 

legt fest, dass Weisungen grundsätzlich immer schriftlich zu erfolgen haben und auch 

dokumentiert werden müssen. Das ist schon mal ein erster und weiter Schritt, der be-

sonders wichtig ist; denn wir als Parlament können ja auch nur dann kontrollieren, 

wenn wir wissen: Was ist überhaupt gelaufen? Gab es eine Weisung oder nicht?
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Noch nicht erfasst sind natürlich die informellen Hinweise, Treffen oder die Darlegung 

der Rechtsansicht durch das Ministerium oder Ähnliches. Da ist es schwieriger. Wir 

GRÜNE fordern in Bayern, dass auch das immer und lückenlos in den Akten vermerkt 

sein muss.

Wir GRÜNE wollen aber noch mehr. Ein Beispiel gibt unser grüner Minister in Nord-

rhein-Westfalen Dr. Benjamin Limbach. Er hat vorgeschlagen, dass man das Wei-

sungsrecht in Einzelfällen, wenn das wirklich einen konkreten Fall betrifft, auf Eingriffe 

zur Verhinderung von rechtswidrigen Entscheidungen begrenzen sollte. Das begrüßen 

wir sehr; das wäre sehr sinnvoll. Es muss natürlich den Zugriff geben, dass der Justiz-

minister oder die Justizministerin eingreifen kann, wenn rechtswidrig gehandelt würde. 

Das Ausüben des Ermessens muss politisch unabhängig durch die Staatsanwaltschaft 

geschehen, sodass hier der Justizminister eben nicht mehr zugreifen kann.

Darüber hinaus sollten allgemeine, generelle Weisungen, die für alle vergleichbaren 

Fälle gelten, weiterhin möglich sein. Sie stellen sicher, dass das Recht einheitlich an-

gewandt wird. Es gab zum Beispiel mal eine Weisung des Justizministers in Bayern, 

dass das Verfahren bei antisemitischen Straftaten grundsätzlich nicht mehr eingestellt 

wird, sondern dass das zur Anklage gebracht wird. Das ist einfach eine Klarstellung, 

damit das nicht in einem Bezirk anders gehandhabt wird als in anderen Bezirken. Das 

begrüßen wir.

Das heißt, wir sind auf einem guten Weg. Es sind noch einige Schritte zu tun. Die ma-

chen wir. Diesen Antrag müssen wir ablehnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist Martin Scharf für die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Martin Scharf (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kolleginnen und 

Kollegen, sehr geschätzte Gäste auf der Besuchertribüne! Wie der Kollege Stock 
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schon ausgeführt hat, wurde dieser Antrag identisch bereits im März 2023 einge-

bracht. Er wurde damals abgelehnt, und ich kann es schon vorwegnehmen: Auch 

heute werden wir diesen Antrag ablehnen.Es gibt gewichtige verfassungsrechtliche 

Gründe, die gegen eine Abschaffung der Weisungsgebundenheit sprechen. Gemäß 

Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes bedarf jede ausgeübte Hoheitsgewalt einer de-

mokratischen Legitimation. Unsere Staatsanwaltschaft schöpft ihre demokratische Le-

gitimation als Teil der Exekutive aus einer ununterbrochenen Legitimationskette vom 

Volk über die Regierung zur handelnden Staatsanwaltschaft.

Unsere Fraktion hat sich in der Vergangenheit schon öfter mit diesem Thema beschäf-

tigt. Wir erkennen jedoch an, dass das seit Jahrzehnten bestehende System grund-

sätzlich sehr gut funktioniert. Weisungen an Staatsanwälte – der Kollege Stock hat es 

ausgeführt – sind äußerst selten. Der Justizminister trägt die Verantwortung für eine 

Amtsführung der Staatsanwaltschaften. Ohne diese Einflussmöglichkeiten müsste 

eine staatsanwaltschaftliche Unabhängigkeit parallel zur richterlichen Unabhängigkeit 

gesetzlich normiert werden. Das brächte eine Grundgesetzänderung mit sich.

Damit kommen wir zum Alternativantrag. Dieser ist aus meiner Sicht überholt. Das 

Bundesministerium der Justiz hat bereits einen Referentenentwurf vorgelegt, der we-

sentlichen Teilen des Alternativantrags entspricht. Der ist momentan in Bearbeitung. 

Insofern ist die zeitliche Vorgabe, die der Kollege Dierkes fordert, schon auf den Weg 

gebracht. Damit werden auch viele Probleme, die mit dem ausländischen Haftbefehl 

usw. zusammenhängen, gelöst werden. Insofern wird auch dieses Thema demnächst 

erledigt werden.

Der Referentenentwurf ist momentan in Abstimmung. Rückmeldungen zeigen ein 

überwiegend positives Bild. Der Deutsche Anwaltverein, die Bundesrechtsanwalts-

kammer und die Gewerkschaft der Polizei unterstützen den Entwurf. Zwar gibt es, wie 

schon vorgetragen, kritische Stimmen wie vom Deutschen Richterbund oder der 

Neuen Richtervereinigung, die grundsätzlich gegen das Weisungsrecht sind. Für mich 
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zeigt das aber: Es ist eine Diskussion im Gange, die schlussendlich fortgeführt und 

beendet werden muss.

Zu guter Letzt möchte ich darauf hinweisen, dass der Antrag vor Ausdrücken eines 

Generalverdachts gegen unsere Justiz strotzt, was wir entschieden ablehnen. Unsere 

Justiz verdient Vertrauen und Respekt. Daher empfehlen wir und empfehle ich, den 

Antrag abzulehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Horst Arnold für die SPD-Fraktion. Bitte schön.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Scharf, 

Ihrer Empfehlung kommen auch wir nach, allerdings auch aus Gründen, die jetzt mal 

kurz aufzuzeigen sind. Die Situation ist so, dass die Justiz unabhängig ist. Das ist von 

Vorrednern schon aufgegliedert worden. Die Richterschaft, die Gerichte sind unabhän-

gig nach Artikel 97 des Grundgesetzes. Da beißt die Maus keinen Faden ab.

Etwas anderes ist es mit der Staatsanwaltschaft. Die ist Bestandteil der Exekutive. 

Das wird partiell verwechselt oder gar nicht mehr so wahrgenommen. Aber tatsächlich 

ist es ein Unterschied, ob jemand Recht spricht oder Anträge stellt, jemanden zu ver-

urteilen. Das Entscheidende ist immer noch bei Gericht.

Und dann will ich Ihnen mal sagen: Unabhängig von verfassungsmäßigen Erwägun-

gen und all dem, was an richtigen Ausführungen gemacht worden ist, ist es auch für 

mich oder für uns als Parlamentarier wichtig, dass dieses Weisungsrecht in dem Zu-

sammenhang existiert, und zwar deswegen, weil wir als Parlament dadurch die Kon-

trolle der Justiz und der Exekutive, der Staatsregierung, ausüben.

Da gab es mal einen Untersuchungsausschuss, der hier in Bayern gespielt hat. Das 

war die Sache Schreiber, Sie erinnern sich, 2000. Die Augsburger Staatsanwaltschaft 

wollte den damaligen Kanzler Kohl als Zeugen in diesem Korruptionsverfahren ver-
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nehmen. Der damalige Generalstaatsanwalt Froschauer hat das unterbunden – Wei-

sungsrecht der Staatsanwaltschaft. Nachdem das dann rausgekommen ist, musste 

sich Manfred Weiß, also der damalige Justizminister, hier im Parlament rechtfertigen, 

warum und weshalb. Das war das Eintrittstor für uns, als parlamentarische Kontrolleu-

re zu sagen: So geht das nicht, wir wollen das anders.

Was wäre – um mit dem Kollegen Dierkes zu sprechen –, wenn das nicht so gewesen 

wäre? – Wir hätten rumgenestelt mit Anträgen, ohne einen unmittelbaren Zugriff über 

das Ministerium zu haben. Das wäre doch keine befriedigende Art und Weise der Aus-

übung unseres parlamentarischen Selbstverständnisses!

(Beifall bei der SPD und der CSU)

Zu Ihrer Argumentation: Sie kommen plötzlich mit EU-Gesetzgebung und -rechtspre-

chung daher, sind aber selbst die größten Protagonisten dafür, aus der EU auszutre-

ten, weil sie uns nichts bringe. Das ist widersinnig und in dem Zusammenhang ein 

Scheinargument.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CSU)

Dass das Bundesjustizministerium derzeit in diesem Zusammenhang Vorschläge 

macht, eine Ausgewogenheit zu erreichen und eine Feinziselierung der Regelung die-

ses Weisungsrechtes vorzulegen, ist bereits erwähnt worden. Aber nichtsdestoweni-

ger: Wir brauchen als Bayerisches Parlament dieses Weisungsrecht, um es zu kontrol-

lieren. Sonst weiß ich nämlich nicht, wie mir das Justizministerium nach Recht und 

Gesetz Auskunft geben kann, warum und weshalb dieses Verfahren soundso gelaufen 

ist. Hätten wir das nicht, würden wir uns bedienen lassen, und die Verantwortlichkeit 

gegenüber dem Parlament würde gegen null gehen. Das möchte ich nicht, auch wenn 

bekannt ist, dass wir schon seit über 64 Jahren nicht mehr in der Regierung sind. 

Auch die Opposition – das muss uns jemand nachmachen – wird nach wie vor auf-

grund dieses Weisungsrechtes Fragen stellen und Eingriff nehmen in den Rechtspfle-

georganismus unseres schönen Freistaates. – Wir lehnen ab.
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(Beifall bei der SPD und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführen-

de Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt die 

Ablehnung des Dringlichkeitsantrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion zu-

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Die AfD-Fraktion. Gegenstim-

men bitte anzeigen! – Die Fraktionen von CSU, FREIEN WÄHLERN, SPD und BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Liegen nicht vor. Der 

Dringlichkeitsantrag ist damit abgelehnt.
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